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VERNEHMLASSUNG:  
ZUKUNFT GEMEINDELANDSCHAFT KANTON BERN; PRÜFBERICHT DES REGIERUNGSRATES ZUM 
POSTULAT 177-2014 «WIE KÖNNTE DER KANTON BERN HEUTE AUSSEHEN?»  

Sehr geehrter Herr Direktor, 
sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zum vorliegenden Prüfbericht Stellung nehmen zu können. In 
einem ersten Teil der Stellungnahme finden Sie unsere grundsätzlichen Einschätzungen, in einem 
zweiten Teil folgen Detailausführungen zu einzelnen Punkten des Berichtes. 

Wir erachten das gewählte Vorgehen zur Erarbeitung des Berichtes als sinnvoll und die dazu erarbei-
teten Grundlagen, insbesondere den extern erarbeiteten Grundlagenbericht, als fundiert und aussa-
gekräftig. Die Wahl der Aspekte Wirtschaft, Raum und Gesellschaft sowie die Konzentrationsstufen 
hoch, mittel, tief erscheinen uns als zielführend und im Hinblick auf die Forderung des Postulates 
zweckmässig gewählt. Auch wenn der Grundlagenbericht gemäss Begleitbrief nicht «primärer Gegen-
stand» der Vernehmlassung ist, erlauben wir uns dazu einige Bemerkungen, da der Prüfbericht des 
Regierungsrats doch sehr stark auf diesem Grundlagenbericht aufbaut. 

Wir unterstützen die Aussagen im Prüfbericht des Regierungsrates weitgehend und erachten sie als 
aussagekräftig.  

Allgemeines 

Aus den vergangenen ASP-Debatten1 ging klar und deutlich hervor, dass der Kanton Bern kein Aus-
gaben-, sondern ein Einnahmenproblem hat. Eine Ursache dafür sind die historisch gewachsenen und 
heute eher schwerfälligen Strukturen, sprich die bestehenden 352 Gemeinden, von denen eine Mehr-

                                                                            
1 Angebots- und Strukturüberprüfung (ASP 2014) 
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zahl (207 Gemeinden) weniger als 1500 Einwohner und Einwohnerinnen aufweisen. So sind funktio-
nale Räume, Regionsgemeinschaften und Entwicklungsräume stark zerstückelt. Dies behindert eine 
bedürfnisgerechte, effiziente und entwicklungsfördernde Aufgabenerfüllung und führt zu einer Entwick-
lungsblockade. Der innerkantonale Finanzausgleich2 (>80% der Gemeinden sind Bezüger, ca. 20% 
der Gemeinden sind Zahler) stützt diese Strukturen zusätzlich. Der Handlungsbedarf ist ausgewiesen 
und daher ist die Ergreifung von konkreten Massnahmen zur Verbesserung dringend notwendig.  

Im Bericht wird nicht dargestellt, ob und inwiefern das Reformvorhaben auch Auswirkungen auf Kirch- 
und Burgergemeinden und ähnliche Körperschaften hat oder haben wird.  

Grundsätzliches 

Damit Kanton und Gemeinden ihre Aufgaben effizient erbringen können, muss neben einer sachdien-
lichen Aufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden für die Gemeinden folgende Bedingung 
erfüllt sein: 

Gemeinden müssen genügend Einwohnerinnen und Einwohner aufweisen und das Gemeindegebiet 
muss dem funktionalen Raum, in dem es  liegt, entsprechen. Nur so verfügt eine Gemeinde über ge-
nügend Ressourcen, Knowhow und genügend Kompetenzen, um ihre Aufgaben möglichst selbständig 
und professionell bearbeiten zu können.  

Eine geeignete Gemeindegrösse ist dann erreicht, wenn die Gemeinde in der Lage ist: 

• sich fachlich fundiert und professionell zu führen und zu verwalten 

• ihren Bürgerinnen und Bürgern professionelle Dienstleitungen anzubieten 

• über den gesamten lokalen funktionalen Raum die Planungshoheit auszuüben 

• ihre Interessen mit angemessenem Gewicht gegenüber Dritten (Kanton, Interessenverbände, 
andere Gemeinden) zu vertreten 

• in ihrem lokalen Lebensraum Identität zu schaffen  

• ihre lokale Grundinfrastruktur (Schule; Freizeit, Kultur; Ver- und Entsorgung; Verkehr; Sied-
lungs- und Wirtschaftsentwicklung) weitgehend selbständig und aus einer Hand zu planen, zu 
erstellen und zu betreiben  

• sich weitgehend selbst zu finanzieren  

Gemeinden, die ihren lokalen funktionalen Raum so abdecken können, stärken und verbessern ihre 
Leistungsfähigkeit, ihre Eigenständigkeit, ihre Handlungsfähigkeit und ihre Autonomie in ihrem Raum 
und nicht zuletzt ihre wirtschaftliche Situation wesentlich. Daraus ergeben sich insbesondere raum-
planerische Chancen, um den Zersiedelungsdruck zu vermindern. Dies trifft sowohl für Stadt-, Agglo-
merations- wie auch für Landgemeinden zu, obschon Grösse, Tragweite und Wichtigkeit völlig unter-
schiedlich sind. Von leistungsfähigen, eigenständigen Gemeinden profitiert nicht nur der Kanton, son-

                                                                            
2 Gesetz über den Finanz- und Lastenausgleich FILAG 



 

  3 

dern auch die Wirtschaft und die Bürgerinnen und Bürger. Grössere Gemeinden könnten auch für 
Dritte ein Gewinn sein (z.B. Vereine und ähnliche Organisationen).  

Die Grünen hatten bereits 2014 in ihrem Wahlprogramm «Fünf Entwicklungsachsen für einen moder-
nen und zukunftsfähigen Kanton Bern»3 unter dem Motto «Stärkung der Gemeinden und Regionen» 
gefordert: 

«Die Grünen streben an, die Zahl der Gemeinden in einem Zeithorizont von 12 Jahren auf rund 
100 zu reduzieren. Der Kanton Bern setzt Leitplanken und erbringt die nötigen Unterstützungsleis- 
tungen. Er setzt dabei auf eine Stärkung der regionalen Zentren in den diversen Kantonsteilen.» 

 

Die Grünen hatten daher das Postulat Müller in der Märzsession 2015 mit grossem Mehr unterstützt. 

Bemerkungen zum Grundlagenbericht 

• Gemäss Prüfbericht des Regierungsrates (S. 8) wurden die acht erarbeiteten Gemeindefusi-
ons-Modelle u.a. auch aufgrund der Aufträge der Kantonsverfassung zu den drei Nachhaltig-
keitsdimensionen beurteilt.  

Dieser Zusammenhang ist im Grundlagenbericht nicht klar ersichtlich (insbesondere nicht bezüg-
lich der Dimensionen Gesellschaft und Umwelt). 

Die Verfassungsaufträge zur nachhaltigen Entwicklung sollten aber bei Vorgaben für die Aus-
gestaltung der künftigen Gemeindelandschaft gebührend zum Tragen kommen. 

Diese Hinweise werden nicht gemacht, um die Notwendigkeit einer verstärkten Fusionsförderung 
in Frage zu stellen, sondern um auf mögliche Klippen für Gemeindefusionen aufmerksam zu ma-
chen und zu flankierenden Massnahmen anzuregen. Mit diesen soll versucht werden, dem dro-
henden oder zumindest von Fusionsgegnern beschworenen Demokratie- und Identifikationsver-
lust entgegenzuwirken. Damit Gemeindefusionen erfolgreich und sinnvoll vorangetrieben werden 
können, sind auch andere wichtige Erkenntnisse aus dem Grundlagenbericht im Auge zu behal-
ten, namenlich: 

• «Eine optimale Grösse einer Gemeinde liegt zwischen 3000 (Handlungsfähigkeit sicherge-
stellt) und 12'000 Einwohnern (Identität mit der Gemeinde).» (S. 8 und S. 68)  

Diese Aussage scheint passend im Hinblick auf die Fusion kleinerer Gemeinden im ländlichen 
Raum. In den Agglomerationen sind hingegen grössere Gemeinden durchaus auch geeignet, die 
Handlungsfähigkeit zu verbessern und die Identität zu stärken.  

                                                                            
3 https://www.gruenebern.ch/wp-content/uploads/sites/2/2016/12/140101_Entwicklungsachsen_DE.pdf  
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• Im Hinblick auf das „Denkmodell“ der „anzustrebenden Gemeindelandschaft“ empfiehlt der 
Grundlagenbericht eine „Stärkung der Zentrumsgemeinden“, ausgehend von den verschiede-
nen Stufen des kantonalen Richtplans. Darin gelten Bern, Biel und Thun als Zentren der 1. 
und 2. Stufe. Zu diesen drei grössten Gemeinden des Kantons Bern hält der Grundlagenbe-
richt fest: „Die Zentren der Stufe 1 und 2 sind bereits so gross, dass eine weitere Vergrösse-
rung vom Kanton nicht gefördert, aber auch nicht gehemmt werden soll.“ (S. 69)  

Mit diesen Aussagen sind die Grünen Kanton Bern nicht einverstanden. Wo der Wille zu Fusionen mit 
den drei erwähnten Zentren besteht, soll der Kanton auch solche Fusionsprozesse unterstützen. 

Abschliessend erlauben wir uns noch den Hinweis, dass seit Abschluss des Grundlagenberichts eine 
weitere Studie über die Auswirkungen von Gemeindefusionen publiziert worden ist: Schaible, Bruno: 
Nutzen und Wirkung von Gemeindevereinigungen im Kanton St. Gallen (Zertifikatsarbeit wurde im 
Rahmen des Lehrgangs "Management und Politik öffentlicher Institutionen (CeMaP) der Universitäten 
Bern und St.Gallen): https://www.alexandria.unisg.ch/254089/ 

Zu den Kapiteln des Berichtes 

1. Ausgangslage 

Wir erachten die dargestellte Ausgangslage und das gewählte Vorgehen als richtig und sachdienlich.  

Die Reduktion der Anzahl Gemeinden von 400 im Jahr 2003 auf 342 im Jahr 2018 ist zwar anerken-
nungswürdig, genügt aber bei Weitem nicht. Insbesondere deshalb nicht, weil die Fusionen teilweise 
aus Opportunität oder Perspektivenlosigkeit und somit nicht im Sinn einer Gesamtschau und der Be-
rücksichtigung der räumlichen Funktionalität und der angemessenen Grösse erfolgt sind. 

Wir gehen mit der Darstellung einig, dass die Mittel, die der Kanton zur Förderung von Fusio-
nen oder zu deren Durchsetzung, trotz den im Jahr 2012 durch das Volk beschlossenen Opti-
mierungen, zu schwach sind oder zu wenig konsequent angewendet wurden.  

Die Aussage im Bericht Seite 6 wonach bereits die seit 2004 durchgeführten Fusionen die Leistungs-
probleme merklich entschärft haben, ja sogar zu bezifferbaren Einsparungen und Steuersenkungen 
geführt haben, zeigt, dass die Fusionen sinnvoll waren und es sich lohnt, hier konsequent dran zu 
bleiben und dies zu forcieren. Wichtig ist uns deshalb auch der Einbezug der Ergebnisse der noch 
laufenden Langzeitstudie «Fusions-Check» der HTW Chur in die weiteren Arbeiten.  

 

2. Grundlagenbericht 

Unseres Erachtens sind die drei entwickelten Modelle Wirtschaft, Raum/Umwelt, Gesell-
schaft/Föderalismus und die drei Konzentrationsstufen tief, mittel, hoch sowie die Beurteilungsdimen-
sionen zweckmässig gewählt. Aus den Ergebnissen können im Bericht denn auch klare Aussagen 
abgeleitet werden. Da bereits bei geringer Konzentrationstiefe in den meisten Beurteilungsdimensio-
nen starke positive Effekte erzielt werden können, ergibt sich ein grosser Handlungsspielraum in Be-
zug auf die anzustrebende Anzahl Gemeinden (Kapitel 3.3).  
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Das von der JGK zusätzlich eingebrachte Denkmodell «homogene Raumeinheiten (Kapitel 3.4 bzw. 
Kapitel 5) bringt ein Stück Gewohnheit und Vertrautheit ein. Es arbeitet mit bekannten Partnern, verei-
nigt Historisches mit Raumfunktionalem und ist möglicherweise ein Mittel, um die Akzeptanz von Fu-
sionen zu stärken.  

 

3. Handlungsbedarf  

Kapitel 4.1 greift wichtige Punkte und Mängel des bisherigen Systems der Fusionstätigkeit auf. Wir 
unterstützen darin die Erkenntnis, dass bis heute eine ganzheitliche Strategie gefehlt hat. Insbesonde-
re muss künftig verhindert werden, dass sich stärkere Gemeinden gegen eine Fusion mit schwachen 
Gemeinden nur aus finanziellen Überlegungen, bzw. den daraus reell entstehenden Nachteilen ent-
scheiden. Es muss künftig möglich werden, solche Differenzen ausgleichen zu können. 

Obschon wir grundsätzlich die in Kapitel 4.2 erwähnte Freiwilligkeit zur Fusion dem «Zwang» vorzie-
hen, sollten aus unserer Sicht Instrumente entwickelt werden, die eine Mindestgrösse bezüglich Ein-
wohnern und Einwohnerinnen und eine Mindestanforderung an die Kompatibilität mit dem funktionalen 
Raum fordern. Daran müssten auch Unterstützungsbeiträge und Finanzausgleich gekoppelt werden. 
Dies ist ein Gebot der Fairness gegenüber den anderen Bernerinnen und Bernern, aber auch gegen-
über den Geberkantonen aus dem nationalen Finanzausgleich.  

 

4. Schlussfolgerung 

Wir unterstützen ganz klar die Ausarbeitung eines Fusionsrichtplanes als strategisches Steuerungs-
instrument des Regierungsrates auf einer wissenschaftlichen Basis, mit dem der Kanton aus einer 
übergeordneten Gesamtsicht gezielt steuern kann. Dafür ist das Verhältnis des Fusionsrichtplans zum 
Richtplan 2030 in der Raumplanung zu klären.  

Aus dem Bericht geht aus unserer Sicht zu wenig hervor, dass nicht nur Gemeinden als Ganze fusio-
nieren können, sondern dass es ausdrücklich auch möglich ist, Gemeinden aufzuteilen, um so den 
funktionalen Räumen noch besser genügen zu können. 

Erfahrungen anderer Kantone, die bereits eine starke Fusionsphase hinter sich haben, sollten unbe-
dingt beigezogen werden. 

Auch bei weitgehenden Fusionen wird ein vollständiger Ausgleich unter den Gemeinden nicht möglich 
sein. Es muss also auch in Zukunft einen Finanz- und Lastenausgleich geben. Dieser soll aber klar 
auch qualitative Kriterien einbeziehen und so zu Optimierung beitragen – und nicht wie bisher zur 
Bewahrung von Strukturen. In diesem Zusammenhang regen wir an, die Bevölkerung vermehrt über 
den innerkantonalen Finanz- und Lastenausgleich zu informieren.  
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Zu den Varianten «Optimierung light» versus «Strategiewechsel»  

Die Grünen erachten den Handlungsbedarf als gegeben und dringend und unterstützen des-
halb dezidiert Variante 2 mit dem Strategiewechsel. Die Grundidee besteht in einer deutlichen 
Senkung der Gemeindeanzahl auf ca. 150 Gemeinden innert einer klar bestimmbaren Frist. 
Dazu ist die Gemeindeautonomie neu zu definieren. Durch die in der Variante 2 bedingte Ände-
rung der Kantonsverfassung kann die Bevölkerung mitbestimmen, was wir als notwendig er-
achten. 

Angesichts des wegen Verfassungs- und Gesetzesänderungen länger dauernden Prozesses können 
wir uns allenfalls auch eine Staffelung von Varianten 1 und 2 vorstellen. D.h. beides einleiten und so 
lange mit der Variante 1 fahren, bis die Grundlagen für die Variante 2 umgesetzt sind.  

Die folgenden Äusserungen zur Variante 1 sind im Sinne einer Übergangsvariante zu verstehen.  

 

Variante 1: Moderate Weiterentwicklung der kantonalen Fusionsstrategie «Optimierung light». 

 

Zu den Leitsätzen: 

Leitsatz 1 

Wir unterstützen zwar grundsätzlich die Freiwilligkeit, aber die bisherige Praxis führte nicht zu der 
erwünschten Anzahl Fusionen und der damit verbundenen Steigerungen der Leitungsfähigkeit. Dies 
kann nicht im Sinn und im Interesse des gesamten Kantons und seiner Bevölkerung sein. Die Freiwil-
ligkeit war bisher offensichtlich nicht zielführend. Um ihr nochmals eine (letzte) Chance zu geben, 
muss der Kanton sein finanzielles und personelles Engagement für Gemeindefusionen verstärken.  

 

Leitsatz 2 

Wir unterstützen den Leitsatz 2, fordern aber nicht nur den vorgesehenen gezielten Einsatz, sondern 
auch einen verstärkten Einsatz von finanziellen und personellen Ressourcen. Wir unterstützen die 
Anbindung an den noch auszuarbeitenden kantonalen Fusionsrichtplan. Es ist zwingend, dass perso-
nelle und finanzielle Ressourcen nur dann gesprochen werden, wenn sie dem Gesamtsystem dienen 
und in diesem Fall den Kriterien des Fusionsrichtplanes entsprechen. Eine Abkehr von der Erfolgsun-
abhängigkeit der Kantonsbeiträge, wie sie gemäss Bericht des Regierungsrates geprüft werden soll, 
erachten wir als problematisch, da sie die Bereitschaft von Gemeindebehörden, Fusionsprozesse in 
Gang zu setzen, schmälern dürfte. 

 

Leitsatz 3 

Wir unterstützen Leitsatz 3 und damit ausdrücklich die Schaffung eines «Zentrumsbonus». Die Fusion 
von kleineren, eventuell schwächeren Gemeinden mit einer Zentrumsgemeinde muss unbedingt ge-
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fördert bzw. darf nicht durch zu grosse finanzielle Nachteile für die Zentrumsgemeinde gefährdet bzw. 
verhindert werden. Die Fokussierung auf einen «Zentrumsbonus» müsste aber noch überdacht wer-
den. Es könnte ja durchaus sein, dass die Zentrumsgemeinde schwächelt und eine oder mehrere 
umliegende Gemeinden besser dastehen bzw. «Verlierer» sein könnten. Ein Ausgleich müsste also 
allgemein gemacht werden können.  

Wir unterstützen ausdrücklich auch die Bereitstellung zusätzlicher finanzieller Mittel, damit der «Zent-
rumsbonus» ausgerichtet werden kann. Die vom Regierungsrat erwogene Beschränkung nach dem 
Prinzip «first come, first serve» erachten wir als problematisch. Fusionsbestrebungen sollten unseres 
Erachtens ganz grundsätzlich nicht durch zu knapp bemessene finanzielle Mittel des Kantons ge-
bremst werden. Erweist sich der jeweils für vier Jahre bewilligte Rahmenkredit als zu klein, sind zu-
sätzliche Mittel bereitzustellen.  

 

Leitsatz 4 

Wir unterstützen den Leitsatz 4. Wie bereits oben erwähnt, muss der Kanton alles daransetzen, leis-
tungsfähiger zu werden. Deshalb muss das Vorantreiben von Fusionen grosse Priorität haben. 

 

Leitsatz 5 

Wir unterstützen den Leitsatz 5. Mit Blick auf die vergangenen Sparpakete und die Situation im natio-
nalen Finanzausgleich, aber auch im Hinblick auf die Attraktivität des Kantons Bern als Wirtschafts-
standort, erachten wir die gemäss Art. 108 der Kantonsverfassung stipulierten «überwiegenden kom-
munalen, regionalen und kantonalen Interessen» bereits heute als vollumfänglich gegeben. 

 

Wir anerkennen für diese Variante auch den erhöhten personellen Ressourcenbedarf. 

 

Variante 2: Strategiewechsel 

Wir unterstützen den Strategiewechsel mit einer innovativen Fusionsstrategie mit dem klar formulier-
ten Ziel der deutlichen Senkung der Gemeindeanzahl innert einer klar bestimmbaren Frist auf ca. 150 
politische Einheiten. Dazu ist die Gemeindeautonomie neu zu definieren und die Gemeinde als politi-
sche Einheit zu stärken. Dabei ist die Aufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden zu klären 
und verbindlich festzulegen, welche Aufgaben an die Gemeinden rückübertragen oder neu übertragen 
werden können.  

Wie bereits oben erwähnt, sind die gemäss Kantonsverfassung notwendigen «überwiegenden kom-
munalen, regionalen und kantonalen Interessen», und damit die Grundvoraussetzungen für die Vari-
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ante 2, bereits vollumfänglich gegeben.4 Es ist störend, wenn sich Gemeinden aus andern als funktio-
nellen Gründen zu Lasten der Allgemeinheit gegen eine Fusion wehren können. 

Nichtsdestotrotz sind wir mit den unter a) «Eigenständige Umsetzung innert einer vorgegebenen 
Frist» vorgeschlagenen abdämpfenden Massnahmen und Vorgehensweisen einverstanden und un-
terstützen sie. Die Planbarkeit ist dabei sehr wichtig. Es müssen daher ein klarer Fahrplan mit dem 
nötigen Spielraum sowie eine gewisse Organisationsautonomie wie auch klare finanzielle Unterstüt-
zungsbeiträge definiert sein. 

Wir sind somit auch dafür, dass die Bestandesgarantie nach Art. 108 Kantonsverfassung so gelockert 
wird, dass sie nur gewährt wird, wenn die Gemeinde den Zielvorgaben und Kriterien des Fusionsricht-
plans entspricht.  

 

Leitsatz 1 

Wir unterstützen Leitsatz 1 vollumfänglich, wonach verbindliche Vorgaben für die Gemeinden zur ra-
schen Erreichung des Zieles mit rund 150 Gemeinden erarbeitet werden. Den Gemeinden wird eine 
Frist zur eigenständigen Umsetzung eingeräumt. Gleichzeitig verstärkt der Kanton sein Instrumentari-
um zur Unterstützung der Gemeinden in Fusionsprozessen. Die nötigen zusätzlichen finanziellen Mit-
tel werden im Sinne von Investitionen in eine zukunftsfähige Gemeindelandschaft bereitgestellt. 

Bei der Formulierung der Vorgaben trägt der Kanton den Erkenntnissen des Grundlagenberichts be-
züglich optimaler Gemeindegrösse, bezüglich Stärkung der Zentren sowie bezüglich unterschiedlicher 
Rahmenbedingungen in Agglomerationen und ländlichen Regionen gebührend Rechnung. 

Leitsatz 1plus 

Um negative Auswirkungen punkto Demokratie- und Identifikationsverlust zu vermeiden und entspre-
chenden Ängsten proaktiv zu begegnen, entwickelt und fördert der Kanton für Gemeindefusionen 
flankierende Massnahmen; er schafft allenfalls nötige Rechtsgrundlagen, damit die Gemeinden ent-
sprechende Möglichkeiten auch nutzen können.  

Gemeinden, die durch Fusionen grösser werden, sollen beispielsweise die demokratische Mitsprache 
auf der Ebene einzelner Gemeindeteile oder Quartiere stärken können, damit lokale Angelegenheiten 
weiterhin lokal, nahe bei den örtlich Betroffenen, geregelt und entschieden werden können. In den 
Gemeindeparlamenten könnte den fusionierten Gemeindeteilen eine angemessene Vertretung garan-

                                                                            
44 Art 108. Abs. 3 KV: Der Grosse Rat kann den Zusammenschluss von Gemeinden gegen ihren Willen anordnen, wenn es 
überwiegende kommunale, regionale oder kantonale Interessen erfordern. Die betroffenen Gemeinden sind vorher  
anzuhören.  
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tiert werden, zum Beispiel durch die Bildung von gemeindeinternen Wahlkreisen und wirksamem Min-
derheitenschutz. Zusätzliche Mitsprache-Möglichkeiten könnte auch die Digitalisierung eröffnen.  

Mit geeigneten flankierenden Massnahmen kann der Kanton auch den Identifikationsverlust durch 
Gemeindefusionen vermindern: wenn beispielsweise der Bürgerort auch von aufgelösten Gemeinden 
beibehalten werden könnte, wie dies 2013 mit einer Motion schon einmal vorgeschlagen worden ist. 

Die Grünen beantragen einen zusätzlichen Leitsatz oder eine Ergänzung des Leitsatzes 1 mit einem 
Bekenntnis zu solchen flankierenden Massnahmen, beispielsweise mit folgendem Wortlaut: 

Der Kanton fördert flankierende Massnahmen, um die demokratische Mitsprache und die Identifikation 
der Bevölkerung in fusionierten Gemeinden zu stärken. 

 

Leitsatz 2 

Wir unterstützen Leitsatz 2 für den Fall, dass die eigenständige Umsetzung der vorgegebenen Ge-
meindelandschaft nicht innert Frist erfolgt und die direkte Umsetzung von Zusammenschlüssen durch 
den Kanton vorgegeben wird.  

 

Wir anerkennen für diese Variante auch den erhöhten personellen Ressourcenbedarf. 

 

Anträge der Grünen Kanton Bern: 

Wir beantragen, auch Gemeindeteilungen im Sinn der Aufteilung von Gemeinden zu ihren funktiona-
len Räumen zuzulassen. 

Wir beantragen zu prüfen, ob es spezielle Regelungen für die grösseren Agglomerationen im Kanton, 
insbesondere für die Regionen um die Zentren 1 und 2 braucht bzw. ob diese bzw. welche sinnvoll 
wären. 

Wir beantragen einen zusätzlichen Leitsatz, der sich zu flankierenden Massnahmen zur Stärkung 
demokratischer Mitsprache und zur Förderung der Identifikation in fusionierten Gemeinden bekennt. 

Wir beantragen, unabhängig von dem gewählten Vorgehen, dass verstärkt auf Kommunikation und 
Information der Bevölkerung und der Gemeinden gesetzt wird.  

Die Ergebnisse der Studie sollten der Bevölkerung in geeigneter Form zugänglich gemacht werden. 

Die Neudefinition der Gemeindeautonomie soll als konstruktiver und breit abgestützter Prozess gestal-
tet werden. 
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6 Fazit 

• Die Grünen Kanton Bern unterstützen die angestellten Überlegungen und Abwägungen 
im Bericht «Zukunft Gemeindelandschaft Kanton Bern» vollumfänglich. Wir unterstüt-
zen alle Schritte, die in diese Richtung führen.  

• Wir erachten die Forderungen des Postulates 177 2014 als erfüllt. 
• Wir erachten den Handlungsbedarf als gegeben und dringend und unterstützen deshalb 

prioritär Variante 2 mit dem Strategiewechsel.  
Durch die in der Variante 2 bedingte Änderung der Kantonsverfassung kann die Bevöl-
kerung mitbestimmen, was wir als notwendig und sinnvoll erachten. 

 

Wir danken für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und Anträge im Rahmen der weiteren 
politischen Diskussion und stehen bei Fragen gerne zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

Antonio Bauen Jessica Fuchs 
Grossrat Grüne Kanton Bern Geschäftsführerin Grüne Kanton Bern 
 

 

 

  


